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Mit dem Amtsantritt des neuen Präsidenten 
der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, 
verband sich seine Investitionsinitiative in 
Höhe von 315 Mrd. Euro. Die öffentliche In-
frastruktur, die Breitbandverkabelung, die 
Bildung und Qualifizierung in umweltver-
träglichen und ressourceneffizienten Tech-
nologien sollen gefördert werden, ebenso 
die Entwicklung von kohlenstoffarmen und 
damit klimafreundlichen Produkten. 
Alle politischen Seiten spendeten dem Vor-
haben, durch diese Initiative Arbeitsplätze zu 
schaffen, Beifall. Auch aus Sicht der IG Metall 
besteht eine gesellschaftliche, ökologische 
und ökonomische Notwendigkeit, verstärkt 
in so wichtige Wirtschaftsbereiche wie Ener-
gie- und Rohstoffeffizienz zu investieren.
Der Start der Initiative verläuft allerdings 
schleppend. Ursache dafür ist die Art und 
Weise, wie der Juncker-Plan finanziert wer-

den soll. In einem Fonds, der zum Teil aus 
Geldern des EU-Haushaltes (16 Mrd. Euro) 
und der Europäischen Investitionsbank (EIB) 
(5 Mrd. Euro) besteht, werden 21 Mrd. Euro 
bereitgestellt. Dieser garantierte Betrag soll 
die geplanten 315 Mrd. Euro durch private 
und staatliche Investitionen mobilisieren. 
Zu diesem Zweck wurde ein Europäischer 
Fonds für strategische Investitionen (EFSI) 
eingerichtet, der zusammen mit der EIB die 
Vergabe der Projektförderung in die Hand 
nehmen soll. 
Nach dem anfänglichen Nein zu der Frage, 
ob diese Mittel weiter aufgestockt werden 
sollen, haben sich inzwischen mehrere Län-
der – darunter Spanien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, Polen, die Slowakische Repub-
lik und nun auch Deutschland – zu einem Ja 
durchgerungen. Es ist auch dringend gebo-
ten, weitere Gelder in den Fonds einzuzah-

len, wenn die Initiative einen wirklich spür-
baren Effekt auf dem Arbeitsmarkt erzielen 
soll. Zwar nehmen sich die 315 Mrd. Euro auf 
den ersten Blick als respektable Summe 
aus. Verteilt man sie aber auf die Jahre von 
2015 bis 2018, macht dies gerade einmal 
0,8 Prozent des jährlichen Bruttoinlands- 
produkts der Europäischen Union.

RIESIGER INVESTITIONSSTAU 
Das Europäische Parlament (EP) hat bei der 
Definition der Vergaberichtlinien mit Nach-
druck darauf gedrängt, dass insbesondere 
Nachhaltigkeit (keine wirtschaftlichen Stroh-
feuer!) und die Schaffung von Arbeitsplätzen 
die wichtigsten Kriterien bei der Mittelver- 
gabe sind. Nach einer intensiv geführten 
Diskussion zwischen dem EP und der EU- 
Kommission (unter Beteiligung führender 
Mitgliedstaaten) über die Arbeitsweise des 
EFSI soll in diesen Tagen nun der vorliegende 
Entwurf des Investitionsprogramms durch 
EP und Rat verabschiedet werden. Danach 
kann der EFSI seine Arbeit aufnehmen.
Angesichts des großen Investitionsstaus 
wollten einige Projektverantwortliche aller- 
dings nicht auf das Ende des Gesetzge-
bungsverfahrens warten. Bereits im April 
lief die Förderung der ersten Projekte im  
Rahmen der Investitionsinitiative an. Die 
Verwaltungsräte der EIB und des Europä- 
ischen Investitionsfonds (EIF) haben entspre- 
chende Darlehen von insgesamt 300 Mio. 
Euro für Projekte genehmigt, die höchst 
wahrscheinlich über das EFSI finanziert wer-
den können. Dadurch werden rund 850 Mio. 
Euro für Vorhaben des öffentlichen und des 
privaten Sektors mobilisiert. Projekte, die 
förderungswürdig erscheinen, aber womög-
lich doch nicht für den EFSI in Betracht kom-
men, will die EIB im Rahmen ihrer normalen 
Bankgeschäfte finanzieren.

www.igmetal l .de/ industr iepol i t ik

NEWSLETTER DER IG METALL FÜR EINE NACHHALTIGE INDUSTRIE-, STRUKTUR- UND ENERGIEPOLITIK

2
2015

EnergieIndustrie

Vor einem halben Jahr war der „Juncker-Plan“ in Europa in aller Munde: ein respektables 
Investitionsprogramm, das die europäischen Länder für die neuen technologischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Herausforderungen wappnen soll. Doch so richtig 
kommt das Projekt nicht voran.

➤

www.igmetall.de/industriepolitik


Wie fast alle Mitglieder des von der IG Me-
tall im letzten Jahr eingerichteten Experten-
teams Maschinen- und Anlagenbau hatte 
auch Regina Schacht, Betriebsratsvorsitzen-
de Sempell GmbH, an der im Herbst gestar-
teten Online-Befragung des BMWi teilge-
nommen. „Unsere Stimme zählte“, betonte 
sie. Das sei ihr wichtig gewesen. Die meis-
ten Fragen hätten sich zwar eher an Arbeit-
geber gerichtet. Dennoch habe sie gerne 
die Gelegenheit genutzt, ihre Überlegungen 
in den Dialogprozess einzubringen. Auch 
für Ottmar Heger, Betriebsratsvorsitzender 
Gildemeister Drehmaschinen, war positiv 
an dem Dialogprozess des BMWi, dass Be-
triebsräte ihre Positionen „auf Augenhöhe“ 
mit Arbeitgebern austauschen konnten. 
Besonders interessant war für Gottfried 
Weippert, Betriebsratsvorsitzender beim 

Druckmaschinenhersteller Koenig & Bauer, 
festzustellen, dass viele Mittelständler ähn-
liche Sorgen mit Blick auf die Zukunft des 
Maschinen- und Anlagenbaus haben, wie 
Betriebsräte. 
Aus Sicht des Expertenteams hätte dieser 
dreistufige Dialogprozess – Online-Be-
fragung, Fachgespräch, Spitzengespräch 
– allerdings noch besser laufen können. 
Beispielsweise hätten mehr Fragen auf die 
Interessen von Arbeitnehmern abgestellt 
sein können. Bemängelt wurde auch, dass 
die Ergebnisse der Online-Befragung nicht 
dokumentiert und gruppenspezifisch aus-
gewertet wurden. Dadurch konnten sich die 
Teilnehmenden kein Bild darüber machen, 
wie die Betriebsräte und wie die Arbeitgeber 
geantwortet hatten. Überdies seien viele 
Fragen zu allgemein und zu wenig auf ein-
zelne Teilbranchen bezogen gewesen.
Auch Wolfgang Lemb, geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall, begrüßte 
den BMWi-Dialogprozess. „Wir haben uns 
gut eingebracht und kritische Fragen ge-
stellt. Jetzt setzen wir darauf, dass dieser 
Prozess fortgesetzt wird. Wir brauchen Ant-
worten auf die Frage, wie wir gemeinsam 
Beschäftigung in der Branche nicht nur hal-
ten, sondern neu aufbauen können. Denn 
wir stehen vor der Herausforderung, den 
Maschinen- und Anlagenbau angesichts 

neuer Märkte – Stichwort: Green-Tech und 
E-Mobility –, des demografischen Wandels, 
der zunehmenden Digitalisierung und der 
zu erwartenden Strukturumbrüche strate-
gisch neu ausrichten zu müssen.“ Insbeson-
dere mahnte Lemb ein „Frühwarnsystem“ 
an, um die Gefahr struktureller Einbrüche 
in der Branche rechtzeitig erkennen, abmil-
dern und erforderliche Umbrüche frühzeitig 
mitgestalten zu können. 
Ramona Frick, Leiterin des Referats Inves-
titionsgüterindustrie im BMWi, betonte, 
wie sehr auch dem Ministerium daran ge-
legen sei, diesen begonnenen Branchen-
dialog fortzuführen. „Wir wollen uns wei-
ter öffnen, um die Chancen, die vor allem 
die Energiewende und die zunehmende 
Digitalisierung von Wirtschaft und Gesell-
schaft mit sich bringen, zu nutzen und 
dadurch den deutschen Maschinen- und 
Anlagenbau noch wettbewerbsfähiger zu 
machen“, hob sie hervor. 
Auf vier Ebenen soll der Dialog nunmehr wei-
ter geführt werden: Erstens ist beabsichtigt, 
die Branchendialoge stärker in die Bundes-
länder hineinzutragen; zweitens gelte es, so 
Ramona Frick, in dem neu gegründeten sozi-
alpartnerschaftlichen Bündnis „Zukunft der 
Industrie“ verbindliche Handlungsstrategi-
en und Maßnahmen auf der Basis der Bran-
chendialoge vorzubereiten; drittens sollen 
themenbezogene Workshops über alle 
Branchen hinweg durchgeführt werden, zum 
Beispiel zum Klima- und Umweltschutz oder 
zum Emissionshandel; viertens soll auf der 
Arbeitsebene im Herbst eine Zwischenbilanz 
des bisher Geleisteten gezogen werden.
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Eindeutig positiv bewerteten die Mitglieder des Expertenteams Maschinen- und Anla-
genbau den vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ins Leben geru-
fenen mehrstufigen Dialogprozess zur Zukunft der Branche. Bei ihrem zweiten Treffen 
am 12. Juni 2015 kamen sie überein, diesen Branchendialog langfristig weiterzuführen 
und ihm konkrete Maßnahmen folgen zu lassen. 

EXPERTENTEAM MASCHINEN- UND ANLAGENBAU

Dialog mit Politik fortsetzen

Die ersten EFSI-Projekte der EIB betrafen 
Investitionen in

 die Gesundheitsforschung in Spanien,
 den Ausbau des Flughafens von Dubrov-
nik,

 den Bau von 14 Gesundheitszentren in 
Irland in Höhe von 142 Mio. Euro. 

In Finnland wurde kürzlich ein 75-Mio.-Euro 
Kredit von der EIB vergeben, um die Ener-
gieeffizienz bei der biologischen Zellstoff-
gewinnung zu fördern. Während der Kon- 

struktions- und Bauphase sollen hier 6 000 
Arbeitsplätze entstehen, dauerhaft sollen 
2500 bleiben. Mittlerweile befinden sich 
weitere Projekte in Spanien, Frankreich 
und anderen EU-Staaten in der Startphase. 
Bislang ist das Fazit des Juncker-Plans 
dürftig: Einige Mitgliedstaaten haben 
sich verhalten gezeigt, und nur wenige 
konkrete Projekte wurden bislang „an-
geschoben“. Insgesamt ist die geplante 
Investitionssumme, gemessen am realen 
Bedarf, gering. Ein wichtiges Kriterium 

für die Vergabe von Geldern, nämlich die 
grenzübergreifende Kooperation, fehlt 
nach wie vor. Ein klarer Fokus muss dar-
auf gelegt werden, innovative und wett-
bewerbsfähige Projekte in den Ländern 
zu fördern, die gegenwärtig unter den 
Folgen einer verfehlten Europapolitik am 
meisten zu leiden haben. Hier könnten die 
EU-Mitgliedsländer, die sowohl über die 
technologischen wie finanziellen Mittel 
verfügen, auch im eigenen Interesse für 
mehr Dynamik sorgen.

➤ Fortsetzung von Seite 1 

www.igmetall.de/industriepolitik
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An der Online-Konsultation des Bundes-
wirtschaftsministeriums beteiligten sich 
Betriebsräte zu mehr als der Hälfte der 
rund 900 Teilnehmenden. Der von ihnen 
formulierte Handlungsbedarf war Ge-
genstand sowohl des Fach- wie auch des 
Spitzengesprächs im Rahmen des Bran-
chendialogs. 
Die Positionen der Arbeitnehmervertreter 
fanden Eingang in das gemeinsame Po-
sitionspapier von Politik, Arbeitgeberver-
bänden und IG Metall (Hier der Link zum 
Papier). Während des Spitzengesprächs 
verdeutlichte Jürgen Kerner, geschäftsfüh-
rendes Vorstandsmitglied der IG Metall, 
die Sorgen der Arbeitnehmervertreter: 
Globale Wachstumschancen würden zu-
nehmend um den Preis von Verlagerungen 
realisiert. Dies betreffe nicht nur Fertigung 

und Montage, sondern zunehmend auch 
Bereiche wie Forschung und Entwicklung, 
Einkauf oder Servicefunktionen. Wolle 
man den Industriestandort Deutschland 
stärken, gelte es, diesen Trend zu brechen 
und die hiesige Wertschöpfungstiefe zu er-
halten, so Kerner. 
Aus Sicht der IG Metall bietet die Energie-
wende – ein gewaltiges Umbauprojekt 
– jede Menge Chancen. Denn wer soll 
die Netze bauen und die Elektromobilität 
vorantreiben, wenn nicht die Elektroindus-
trie? Diese Chancen würden von der Bran-
che bisher jedoch viel zu wenig genutzt. 
Investitionen würden sogar zurückgefah-
ren oder zu zögerlich betrieben. 
Zu verhalten seien auch die Anstrengun-
gen auf dem Feld der betrieblichen Wei-
terqualifizierung, betonte Kerner. Das Sys-

tem der dualen Berufsausbildung und des 
dualen Studiums müsse weiter gestärkt 
werden. Es sei der Humus, auf dem die 
Ideen und Innovationen der Nachwuchs-
kräfte entstünden.
Für die IG Metall sind Qualifikation und 
Wissen der Beschäftigten ebenso unver-
zichtbar, wenn es gilt, die Digitalisierung 
der Produktion voranzutreiben. Das Ergeb-
nis der Onlinebefragung habe gezeigt, so 
der Gewerkschafter, dass eine mangelnde 
Einbindung der Beschäftigten als die größ-
te Hürde bei der Implementierung der In-
dustrie 4.0 angesehen wird.
Zur Beschäftigungspolitik stellte Jürgen 
Kerner abschließend fest: „Mitbestim-
mung und Tarifbindung sind Wettbewerbs-
vorteile. Belegschaften, die beteiligt sind 
und deren Arbeitsleistung ordentlich ho-
noriert wird, liefern hochwertige Produkte 
ab und treiben motiviert die für den Stand-
ort so nötigen Innovationen voran.“
➤  Link zur Rede von Jürgen Kerner

GERECHTE FINANZIERUNG ÖFFENTLICHER INVESTITIONEN

Neue Finanzierungsinstrumente prüfen

Das Kommissionspapier empfiehlt neben 
einer Stärkung kommunaler Investitionen 
die Förderung einer privaten Infrastrukturge-
sellschaft unter öffentlicher Kontrolle. Diese 
soll sich durch Mauteinnahmen finanzieren 
und privaten institutionellen Anlegern sowie 
einem Bürgerfonds für individuelle Sparer 
Investitionsmöglichkeiten bieten. 
Dieser Position konnten die in der Experten- 
kommission beteiligten Gewerkschaftsver- 
treter nicht zustimmen. Stattdessen schlagen 
sie einen Pakt zur gerechten Finanzierung 
und Umsetzung öffentlicher Investitionen vor, 
der unter anderem folgende Punkte enthält:
1. Öffentliche Investitionen müssen vor-

rangig aus Steuermitteln finanziert wer-
den. Um die Lasten gerecht zu verteilen, 
sollten die bisherigen Steuerprivilegien 
für sehr hohe Vermögen, Einkommen 
und Erbschaften wieder rückgängig ge-

macht werden. Mit den erzielten Mehr- 
einnahmen sollen öffentliche Investitio-
nen getätigt werden.

2. Die öffentliche Hand muss ihren fiskal-
politischen Handlungsspielraum voll 
ausnutzen. Allein im Jahr 2014 hätte der 
Staat einen Verschuldungsspielraum 
von etwa 35 Mrd. Euro ausschöpfen kön-
nen. Für 2015 wird dieser schätzungs-
weise bei knapp 19 Mrd., für 2016 bei 
rund 17,8 Mrd. und für 2017 bei etwa  
13,1 Mrd. Euro liegen.

3. Die öffentlichen Investitionen sollten 
von der Schuldenbremse ausgenom-
men werden. Damit würde die in der Fi-
nanzwissenschaft allgemein anerkannte 
„goldene Regel“ wieder angewendet 
werden und eine öffentliche Neuver-
schuldung in Höhe der öffentlichen In-
vestitionen möglich gemacht.

Erst wenn alle Finanzierungsoptionen aus-
geschöpft sind, sollten die in dem Bericht 
vorgeschlagenen neuen Finanzierungs- 
instrumente geprüft werden, fordern die Ge- 
werkschaften. Sie sehen in diesen Instru- 
menten im Prinzip keine kostengünstige  
und effiziente Alternative zur Beschaffung 
von Finanzmitteln. 
Die Gewerkschaften lehnen die steuerpoli- 
tischen Vorschläge zur Förderung von priva-
ten Investitionen auch deswegen ab, weil sie 
letztlich dazu führen würden, die ohnehin 
ungleiche steuerliche Belastung von Arbeit 
und Kapital zulasten des Faktors Arbeit – 
aber auch zulasten der öffentlichen Hand 
– zu verschieben. Zudem sehen sie keinen 
signifikanten Zusammenhang zwischen der 
gegenwärtigen privaten Investitionsschwä-
che und dem geltenden Steuerrecht.
In der Expertenkommission prallten alte Fron-
ten wieder aufeinander. Investitionspolitik 
ist kein interessenfreier Raum. Es bleibt abzu- 
warten, wie das BMWi mit den Empfehlungen 
der Expertenkommission und dem Sonder-
votum der Gewerkschaften umgehen wird.
➤ Link zum Artikel

Branchendialog Elektroindustrie 
MITBESTIMMUNG UND TARIFBINDUNG SIND WETTBEWERBSVORTEILE

Die im Sommer 2014 von Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel gegründete Ex-
pertenkommission aus Unternehmens- und Gewerkschaftsvertretern, Verbandsspitzen 
und Wissenschaft zur Finanzierung öffentlicher Investitionen hat im April 2015 ihren 
Abschlussbericht vorgelegt. Mit einzelnen Positionen haben sich die Gewerkschaften 
kritisch auseinandergesetzt.

www.igmetall.de/industriepolitik
http://www.igmetall.de/internet/expertenkommission-investitionsstrategie-stellt-ergebnis-vor-16029.htm
http://www.igmetall.de/internet/docs_21_5_Erklaerung_6f0744623bda20596601473ad23dad4f74dc3a8f.pdf
http://www.igmetall.de/internet/Statement%20Spitzengespraech%20BWMi_c624e1418eacca7d60c922e40669725d8a4ad51f.pdf


Susanne Jasper, Ressort Arbeitsgestaltung 
und Gesundheitsschutz beim Vorstand der 
IG Metall, verdeutlichte, was die teils drama-
tische Erhöhung der Krankheitsfälle auch in 
der Branche Industriearmaturen verursacht: 
Es ist vor allem die Angst, den Arbeitsplatz 
zu verlieren, die sich in psychischen Erkran-
kungen niederschlägt. Auch die Verlagerung 
unternehmerischer Verantwortung auf den 

einzelnen Beschäftigten er-
zeugt seelischen Stress. 
Nur in 20 Prozent der Be-
triebe werden psychische 
Belastungen erfasst. Der 
Großteil der Arbeitgeber 
kommt seinem Auftrag, 
eine ganzheitliche Gefähr-
dungsbeurteilung durch-
zuführen, nicht nach. Su-
sanne Jasper stellte den 
Teilnehmern der Tagung 

geeignete Instrumente vor, um diese Be-
lastungen zu ermitteln und informierte sie 
über die gesetzlichen Grundlagen für ent-
sprechende Betriebsvereinbarungen. Ge-
genstand der sich anschließenden Arbeits-
gruppen waren betriebsnahe Lösungen für 
einzelne Probleme.
Die wirtschaftliche Situation ist für einen 
Großteil der Branche wenig zufriedenstel-

lend. Die Krise in Russland, das schwache 
Ölgeschäft und die Nuklearlastigkeit des 
Produktspektrums sind dafür ursächlich. 
In einigen Unternehmen gibt es einen Ein-
stellungsstopp, in anderen steht Perso-
nalabbau an. Standortsicherung und Pro-
duktalternativen werden für die Branche 
weiterhin wichtige Themen bleiben.
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Impressum

Bei der diesjährigen Branchentagung Industriearmaturen standen die Themen „Gefährdungsbeurteilung“ und „psychische Belastun-
gen“ im Mittelpunkt. Die Tagung fand bei dem Unternehmen Flowserve/Gestra in Bremen statt. 

Die Branche steht mit dem Rücken an der 
Wand. Deshalb hat die IG Metall eine Ini-
tiative zur Zukunfts- und Beschäftigungs-
sicherung gestartet und die Unternehmen 
des konventionellen Energieanlagenbaus 
sowie den Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau (VDMA) eingeladen, sich 
daran zu beteiligen. Bei einem gemeinsa-
men Gespräch mit Staatssekretär Mach-
nig vom Bundeswirtschaftsministerium, 
das Mitte Mai in Berlin stattfand, haben 
sich die IG Metall, der VDMA sowie die 
Unternehmen und die Betriebsräte auf 
Eckpunkte für einen modernen und effizi-
enten Energieanlagenbau in Deutschland 
verständigt. Dieser „5-Punkte-Plan zur Zu-
kunfts- und Beschäftigungssicherung des 
deutschen Energieanlagenbaus“ fordert:

 Planungssicherheit und stabile politi-
sche Rahmenbedingungen, 

 Investitionen stärken und Überkapa-
zitäten am Energiemarkt abbauen,

 Beschäftigung und Standorte im Ener-
gieanlagenbau sichern und weiterent-
wickeln,

 Innovationen und technologische Kom- 
petenzen nutzen und ausbauen,

 Herausforderungen ausländischer Märk- 
te bewältigen.

Der Energieanlagen- und Kraftwerksbau 
soll am Standort Deutschland weiterhin 
eine gute Zukunft haben. Das ist das ge-
meinsame Ziel der Initiative. Wolfgang 
Lemb, geschäftsführendes Vorstands-
mitglied der IG Metall: „Wir wollen die 
Zukunft des konventionellen Energie- 
yanlagenbaus und die Arbeitsplätze 
in den Unternehmen sichern. Deshalb 
muss uns der notwendige Umbau der 
Branche in Richtung einer Übergangs-
technologie sowie hocheffizienter Koh-
le- und Gaskraftwerke gemeinsam ge-
lingen.“
➤ Link Fünf-Punkte-Papier

IG Metall startet Initiative zum Energieanlagenbau

BRANCHENTAGUNG INDUSTRIEARMATUREN 

Psychische Belastungen im Fokus

Terminankündigungen
Branchentagungen
Holzbearbeitungsmaschinen: 
21. bis 23. September in Krefeld
Thema: Innovationen im Bereich der 
Holz-/Holzersatzstoffe und ihre Bedeu-
tung für Arbeitsplätze und Ressourcen- 
effizienz.
➤ Kontakt: sascha.treml@igmetall.de

Photovoltaik-Solar: 
10. September in Frankfurt
Thema: Chancen und Herausforderun-
gen des globalen Wettbewerbs
➤ Kontakt: sascha.treml@igmetall.de

Energieanlagenbau: 28. bis 30. Septem- 
ber 2015 in Bexbach/Saar
Thema: Zukunft und Beschäftigung si-
chern – industrie- und betriebsspezifi-
sche Handlungsfelder im konventionel-
len Energieanlagen- und Kraftwerksbau 
in Deutschland. 
➤ Kontakt: michael.jung@igmetall.de

www.igmetall.de/industriepolitik
http://www.igmetall.de/internet/2015_06_Energieanlagen_AKTUELL_b556535632adde3c15b71ddea32c12a35e465a13.pdf

